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Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem Urteil vom 29.01.2003 (Aktenzeichen 1 BV L 20/99 und 1 BV R 933/01) mit der Frage beschäftigt, ob es verfassungsgemäß ist, dass der Vater eines nichtehelichen Kindes nur dann die elterliche Sorge für das Kind, der ansonsten allein sorgeberechtigten Mutter gemeinsam tragen kann, wenn beide entsprechende Sorgeerklärungen abgeben oder einander heiraten.

Vor dem 01.07.1998 lag das Sorgerecht für nichteheliche Kinder ausschließlich bei der Mutter, ohne dass den Vätern nichtehelicher Kinder ein gemeinsames Sorgerecht eingeräumt werden konnte.

Mit dem 01.07.1998 wurde eine umfassende Reform des Kindschaftsrechts vorgenommen, in der die einschlägige Regelung des § 1626 a BGB insofern abgeändert wurde, als nicht miteinander verheiratete Eltern unabhängig davon, ob sie zusammenleben, die Möglichkeit eröffnet wurde, die elterliche Sorge gemeinsam zu tragen, wenn sie dies wollen und entsprechende Sorgeerklärungen abgeben, was auch schon vor der Geburt des Kindes geschehen kann. Erfolgen diese Sorgeerklärungen nicht, ist grundsätzlich die Mutter alleinige Sorgerechtsinhaberin für das nichteheliche Kind. Der Vater kann gegen den Willen der Mutter nur dann das Sorgerecht erhalten, wenn ihr die elterliche Sorge entzogen wird, sie tatsächlich verhindert ist oder stirbt.

In der Praxis heißt dies: Stimmt die Mutter dem gemeinsamen Sorgerecht nicht zu, verbleibt es beim alleinigen Sorgerecht der Mutter.

Dies haben zwei Väter nichtehelicher Kinder zum Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde gemacht, die vom BVerfG wie folgt entschieden wurde:

1. § 1626 a BGB ist grundsätzlich verfassungsgemäß und das Elternrecht des Vaters eines nichtehelichen Kindes durch diese Vorschrift ausreichend berücksichtigt.

Der Gesetzgeber habe in Ermangelung anderweitiger gesicherter Erkenntnisse für diese gesetzliche Regelung unterstellen dürfen, dass es an einer Basis für eine gemeinsame Sorgetragung im Interesse des Kindeswohles fehle, wenn der Vater eines nichtehelichen Kindes in keiner sozialen Beziehung zu diesem Kind oder zumindest zur Mutter dieses Kindes steht.

Lebt er hingegen mit der Mutter und dem Kind zusammen oder besteht ansonsten zwischen der Mutter und ihm ein Einvernehmen, würde dies in aller Regel zur gemeinsamen Sorge führen, es sei denn, schwerwiegende Gründe, die das Kindeswohl betreffen, lassen es nicht zu übereinstimmenden Sorgeerklärungen kommen.

Das Bundesverfassungsgericht hat dazu aber auch betont, dass der Gesetzgeber die tatsächliche Entwicklung beobachten müsse und prüfen müsse, ob seine Annahme auch vor der Wirklichkeit Bestand hält. Würde sich nämlich herausstellen, dass es eine beachtliche Zahl von Fällen gibt, in denen es bei Zusammenleben der Eltern mit dem Kind nicht zu einer gemeinsamen Sorge kommt, ohne dass schwerwiegende Gründe dieser gemeinsamen Sorgeerklärung entgegenstehen würden, müsste die Regelung des § 1626 a BGB im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz nochmals überprüft werden.

2. Diese gesetzliche Regelung ist jedoch bereits jetzt insoweit verfassungsrechtlich zu beanstanden, als es der Gesetzgeber versäumt hat, eine Übergangsregelung für Eltern zu treffen, die mit ihrem nichtehelichen Kind zusammengelebt haben, sich aber noch vor Inkrafttreten der gesetzlichen Neuregelungen am 01.07.1998 getrennt haben. Da es für diese Eltern während des Zusammenlebens theoretisch gar nicht möglich war, die gemeinsame Sorge zu erhalten, gibt es keine Umstände, aus denen geschlossen werden könnte, dass es bei den Eltern an der notwendigen Kooperationsbereitschaft bezogen auf die Sorge für ihr Kind fehlt.

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber bis zum 31.12.2003 eine Frist gesetzt, diese bislang fehlende verfassungsgemäße Übergangsregelung zu treffen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind sämtliche gerichtliche Verfahren auszusetzen, in denen Väter nichtehelicher Kinder das Sorgerecht beantragt haben, wenn die Eltern sich vor dem 01.07.1998 getrennt haben. 
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